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Vermietungsreglement der WBG GALLUS 
 

1. Grundlagen / Zuständigkeit 
 
Das Vermietungsreglement stützt sich auf die gültigen 
Statuten vom 26. April 2024, die Bestimmungen des 
Obligationenrechts über die Miete, die Verordnung 
WBF (SR 842.18) über die Wohnbaugenossenschaf-
ten des Bundespersonals sowie die Baurechtsverträge 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft. Die Vermie-
tung richtet sich nach dem Mietvertrag und den jeweils 
gültig integrierenden Vertragsbestandteilen. 
 
Die Zuteilung der Mieträumlichkeiten ist im Rahmen 
der Vermietungspriorität 3.1 Aufgabe der Verwaltung, 
welche dazu ein Vermietungsreglement erlässt. 
 
 
2. Vermietungen 
 
2.1 Wohnungsausschreibungen 
Die Ausschreibung von freien Wohnungen und Räum-
lichkeiten liegt in der Kompetenz der Verwaltung. Sie 
wird jeweils in den Miethäusern im Anschlagkasten an-
gezeigt und auf der Homepage platziert. Es wird keine 
Interessentenliste geführt. 
 
2.2 Referenzen, Bonitätsprüfung 
Mit Zustimmung der Bewerber kann die Verwaltung 
beim letzten Vermieter, Arbeitgeber, auch bei einer 
Amtsstelle usw. Referenzauskünfte einholen. Zur Ab-
klärung der Zahlungsfähigkeit hat der Wohnungsbe-
werber der Verwaltung einen aktuellen Betreibungsre-
gisterauszug für die letzten zwei Jahre vorzulegen. 
Verweigert der Bewerber die Abgabe der Referenzen 
oder die Vorlage des Betreibungsregisterauszugs, wird 
dieser vom Auswahlverfahren ausgeschlossen. 
 
2.3 Residenzpflicht 
Die Mietenden sind verpflichtet, selber in der gemiete-
ten Wohnung zu wohnen und dort zivilrechtlichen 
Wohnsitz zu haben (Artikel 4 Abs. 6 der Statuten), 
siehe auch Punkt 4.1. 
 
 
3.0 Kriterien bei der Wohnungsvergabe 
 
3.1 Vermietungspriorität 
Für die Genossenschafts-Wohnungen der WBG 
GALLUS, gelten die Bestimmungen und Anforderun-
gen des Bundesamtes für Wohnungswesen (nachfol-
gend BWO) und Bundesamt für Bauten und Logistik 
(nachfolgend BBL) sowie die Verordnung des WBF 
(SR 842.18) über die WBG des Bundespersonals.  
 
 
 
 

Die Wohnungen werden nach folgenden Prioritäten 
vermietet: 
 
1 Bedienstete der allgemeinen Bundesverwaltung der 

Swisscom, der Post, der SBB und der Ruag. 

2 Bedienstete von Organisationen, die der Publica, 
Pensionskasse des Bundes, angeschlossen sind. 

3 Pensionierte Bedienstete nach Punkt 1 und 2. 

4 Übrige Bewerber. 

 
In Härtefällen, welche durch dieses Reglement nicht 
geregelt werden, entscheidet die Verwaltung. Bei der 
Vermietung wird nach Möglichkeit auf eine ausgewo-
gene Durchmischung der Bauetappen mit Bewohnern 
aller Altersgruppen und Nationalitäten, sowie Familien- 
und Einzelpersonen geachtet. 
 
3.2 Zulässiges Gesamteinkommen 
Das satzbestimmende Gesamteinkommen der Mieten-
den darf beim Wohnungsbezug die unten aufgeführten 
Einkommensbeiträge (100%) nicht übersteigen. 
 
Monatliche Nettomietzins               Geamteinkommen 
(ohne Nebenkosten)                       100%  
Stufe 1;             bis CHF 1'000.00 CHF 100'659 
Stufe 2; von CHF 1'001–1'300.00 CHF 115'758 
Stufe 3; von CHF 1'301–1'600.00 CHF 130'857 
Stufe 4; von CHF 1'601–1‘800.00 CHF 145'956 
Stufe 5; von CHF 1‘801-2‘100.00 CHF 161'055 
Stufe 6; von CHF 2'101 + mehr  CHF 176'153 
 
Wird das satzbestimmende Gesamteinkommen wäh-
rend einer Mietdauer überschritten, muss vom Mieten-
den jeweils ein abgestufter Solidaritätsbeitrag geleistet 
werden. Dieser Beitrag wird in Prozenten des über-
schreitenden Gesamteinkommens berechnet (basie-
rend auf dem Nettomietzins pro Jahr): 
 
Überschreitung des Gesamteinkommens von 100%: 
Stufe A;   00 – 8%: Erhöhung der Miete um 6% 
Stufe B;  9 – 16%: Erhöhung der Miete um 9% 
Stufe C;  17 – 24%: Erhöhung der Miete um 12% 
Stufe D;  25 – 32%: Erhöhung der Miete um 15% 
Stufe E; 33 - 39%  Erhöhung der Miete um 18% 
Stufe F; 40% + mehr  Mietvertrags-Auflösung 
 
Eine Überschreitung des Gesamteinkommens von 
über 40% führt zu einer unweigerlichen Mietvertrags-
auflösung innerhalb eines Jahres. Während dieser Zeit 
ist der Solitaritätsbeitrag der Vorstufe zu leisten. 
 
Die oben genannten Gesamteinkommen werden dem 
Landesindex für Konsumentenpreise jährlich ange-
passt (Indexstand vom 31. Dezember 2025 = 106.9 
Punkte). 
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Berechnungsbeispiel des überschreitenden Gesamt-
einkommens: 
Nettowohnungsmiete CHF     1‘270.00 bei Stufe 2 
Max. Einkommen 100%  CHF 115'758 bei Stufe 2 
Effektives Einkommen CHF 129‘500.00 lt.Erhebung 
Ueberschreitung CHF   13‘742.00 = 11.87% 
Erhöhung 9% v. 1‘270.00 CHF        114.30 monatlich 
Erhöhung CHF     1‘371.60 jährlich 
 
3.3 Satzbestimmendes Gesamteinkommen 
Als satzbestimmendes Gesamteinkommen der Wohn-
gemeinschaft gelten alle kumulierten Einkünfte aus un- 
oder selbständiger Erwerbstätigkeit, sowie Einkünfte 
aus Sozial- und anderen Versicherungen gemäss For-
mular zur Erhebung der Gesamteinkommen, Seite 2 
(Einkünfte im In- und Ausland, Ziffer 1-4). 
 
Alle Einkommen und Einkünfte der im gleichen Haus-
halt lebenden Kinder bis zum vollendeten 21. Lebens-
jahr wird dabei zu einem Drittel angerechnet, dasjenige 
der anderen steuerpflichtigen Kinder und Familienan-
gehörigen bzw. Mitbewohner wird voll angerechnet. 
 
3.4 Überprüfung der Gesamteinkommensverhält-

nisse / Anzeige Solidaritätsbeitrag  
Das Gesamteinkommensverhältnis der Wohngemein-
schaft wird durch die Verwaltung jeweils im Januar der 
geraden Kalenderjahre mittels Formularzustellung 
(Formular zur Erhebung der Gesamteinkommen) ein-
geholt. Der daraus resultierende genossenschaftliche 
Solidaritätsbeitrag (Mietzinserhöhung) ist mit einem 
vom Kanton genehmigten Formular unter Einhaltung 
einer 4-monatigen Frist schriftlich und eingeschrieben 
anzuzeigen und tritt ab 1. Juli desselben Jahres in 
Kraft. 
 
Ändern sich die Gesamteinkommensverhältnisse der 
Wohngemeinschaft und der genossenschaftliche Soli-
daritätsbeitrag soll reduziert oder aufgelöst werden, 
muss der Mietende einen Antrag an die WBG GALLUS, 
Rapperswil-Jona stellen. Dem Antrag sind die kumu-
lierten Einkünfte aus un- oder selbständiger Erwerbs-
tätgkeit, sowie Einkünfte aus Sozial- und anderen Ver-
sicherungen gemäss Formular zur Erhebung der Ge-
samteinkommen, Seite 2 (Einkünfte im In- und Aus-
land, Ziffer 1-4) beizulegen.  
Die daraus resultierende Mietzinsreduktion wird (mit ei-
nem vom Kanton genehmigten Formular) unter Einhal-
tung einer 4-monatigen Frist ab Antragsdatum schrift-
lich angezeigt. 
 
Verstossen die Mietenden gegen Treu und Glauben, 
indem sie beispielsweise Mitbewohner oder Einkünfte, 
Ziffer 1-4 der im gleichen Haushalt lebender Personen 
verschweigen, wird in Erwägung gezogen, das Miet-
verhältnis auf den nächstmöglichen vertraglichen Kün-
digungstermin hin aufzulösen. 
 
 
 

3.5 Mindestbelegung der Mietobjekte 
Für die Vermietung der Wohnungen gelten folgende 
Belegungsvorschriften:  
Wohnungsgrösse  minimal  maximal 
    Bewohner Bewohner 
2,5 bis 3 Zimmer  1  2 
3,5 bis 4 Zimmer  2  3 
4,5 bis 5 Zimmer  3  5 
5,5 Zimmer  4  6 
 
Die Mindestbelegung muss zum Zeitpunkt des Mietbe-
ginns erfüllt sein und wird im Mietvertrag festgehalten. 
Änderungen sind der Verwaltung schriftlich mitzuteilen. 
Die neue Mindestbelegung gilt ab 01.01.2026 und 
muss zum Zeitpunkt des Mietbeginns erfüllt sein. Än-
derungen sind der Verwaltung schriftlich mitzuteilen. 
 
In begründeten Ausnahmen (gesundheitliche Gründe 
oder Behinderungen) kann von diesen Belegungsvor-
schriften abgewichen werden. In allen Fällen entschei-
det die Verwaltung. 
 
3.6 Familienfordernis 
Bei der Wohnungsvermietung werden üblich Familien 
mit Kindern gegenüber Haushalten mit ausschliesslich 
erwachsenen Personen bevorzugt. Die Vermietung ei-
ner Familienwohnung an eine mehrköpfige Familie (ab-
hängig von der Nachfrage) hat Priorität.  
 
Die Familie besteht aus wenigstens einem Elternteil mit 
mindestens einem minderjährigen oder in Ausbildung 
stehenden Kind. 
 
3.7 Bestimmungen bei einer Unterbelegung 
Eine Unterbelegung liegt bei Wohnungen dann vor, 
wenn die oben erwähnte Mindestbelegung (Anzahl Be-
wohner) unterschritten ist. 
 
Tritt eine Unterbelegung ein, ist der Mietende verpflich-
tet, diese der Verwaltung zu melden und ein Umzugs-
gesuch zu stellen. Eine Unterbelegung hat einen Um-
zug in eine kleinere Wohnung innerhalb eines Jahres 
zur Folge.  
Für die Dauer der Unterbelegung muss ab dem Folge-
monat ein Zuschlag von CHF 100.00 für jedes der un-
terbelegten Zimmer bezahlt werden. 
 
Im Gespräch mit den Betroffenen wird ein interner 
Wohnungswechsel abgeklärt, eine allseitige Lösung 
angestrebt und ein Umzugsangebot (wenn möglich im 
gleichen Quartier) mit ähnlichem Wohnungsausbau-
standard unterbreitet. 
 
Wird dieses Angebot nicht akzeptiert, kann das Miet-
verhältnis auf den nächstmöglichen Kündigungstermin 
hin aufgelöst werden. In Härtefällen (wie hohes Alter 
oder Krankheit) sieht die Verwaltung von einem Umzug 
der Mietenden ab. 
 
 



 
 

 

1.00.1 - WBG GALLUS, Rapperswil-Jona – Vermietungsreglement V01/26 Seite 3 / 3 

3.8 Vertragsänderungen 
Bei Mietvertragsänderung infolge eines Todesfalles 
oder Ersatzneubauten sind befristete Vermietungen 
möglich. Er errichtet eine Mietzinskaution von drei Net-
tomietzinsen. 
 
3.9 Befristete Mietverträge 
Während eines befristeten Mietverhältnisses kann kein 
Gesuch zur Genossenschaftsaufnahme gestellt wer-
den. 
 
 
4.0 Weitere Bestimmungen 
 
4.1 Untervermietung 
Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Woh-
nung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger Zu-
stimmung der Verwaltung zulässig. Die an das Haupt-
mietverhältnis geknüpften Bedingungen müssen ein-
gehalten werden.  
 
Die Verwaltung kann die Zustimmung zu einem Ge-
such aus den in Art. 262 Abs. 2 OR genannten Grün-
den verweigern. Der Hauptmietende ist für jegliche 
Schäden des Untermietenden haftbar.  
Nach Ablauf der einmalig gewährten Frist muss die 
Wohnung wieder vom Hauptmietenden dauernd be-
wohnt oder sonst gekündigt werden. Unterlässt der 
Mietende die Kündigung, kann die Verwaltung das 
Mietverhältnis ausserordentlich kündigen. 
 
4.2 Haustierhaltung  
Die Haustierhaltung ist ohne schriftlichen Vertrag und 
der Verwaltungszustimmung nicht gestattet.  
Wird von der Verwaltung eine Haustierhaltung ge-
währt, verpflichtet sich der Mietende, die Haustiere tier-
gerecht zu halten, auf die Wohnhygiene, Sicherheit und 
Hausruhe zu achten, sowie gegenüber den Hausbe-
wohnern Rücksicht zu nehmen.  
 
4.3 Vollzugsbestimmungen  
Allenfalls abweichende mietvertragliche Vereinbarun-
gen bleiben vorbehalten. Durch die Unterschrift des 
Mietvertrages anerkennt die Wohngemeinschaftt das 
Vermietungsreglement der WBG GALLUS, Rappers-
wil-Jona. 
 
Das Vermietungsreglement wurde durch die VR-
Mitglieder überarbeitet und an der VR-Sitzung geneh-
migt. 
 
Das revidierte Vermietungsreglement tritt per 
01.02.2026 in Kraft.  
 
 
Fredy Holdener, Jona Markus Felder, Jona 
Präsident Vizepräsident 
 
(Das Original ist rechtsgültig unterzeichnet im Besitz der 
WBG GALLUS, Rapperswil-Jona) 


